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Äusserung zu den Vorsehlägen:
Schweiz. Frauenkammer, Multerrat, Frauenkonsulta
(siehe Staatsbürgerin No. 2, 1948, S. 2).

Feiner dieser For.sc/dä^e wiZZ den Frauen ein Recht einräumen,
denn dadure/i, dass die Petitionen in Xu/tun/t durch non Frauen geivä/iite
Gremien, statt durch die bisherigen grossen Frauenorganisationen, einzu-
reichen wären, würde ja nichts an der Tatsac/ie geändert, dass man naf'/i
wie vor vom guten (FiZZen der Männer in Fehörden und im StimmvoZk
ab/iängig wäre und seine Fingafeen nicht durch eigene voZZwertige Mit-
gZieder der PeZiörden vertreten Zassen Zcönnte, die ihre gewicZitigen Stimmen
hinter sicZi hätten.

Fs ist ganz Oj//e77.sie/),t/ieh, dass man mit der Fin/ührung soZcher
ZConsuZten, oder wie sie sonst Zieissen mögen, nur die bei vieZen Frauen
/jesteZamde Fmpörung und Fnzu/rieden/f.eit in unge/äZirZiche Fahnen ab-
Zenken wiZZ. Man würde damit die recht- und würdeZose SteZZung der
Schweizerin in Staat und Gemeinde nur verZängern und unsern Gegnern
durch Zustimmung der Frauenorganisationen zu diesen ganz über/Züssigen
Gremien, deren Funktionen ja heute scZion durch die grossen Frauenorga-
7iisationen ausgeübt werden, nur das Argument in die Fand geben, diese
Finricbtung sei eben das /ür die ScZiweizerverhäZtnisse Gegebene.

Fs steht zu /io//en, dass sich die grossen Frauenorganisationen nicbt
dazu bergeben, durch ibre Mitwirkung oder Zustimmung zu den vorge-
scbZagenen Abwegen die Frringung der einzig und aZZein in Petracht
kommenden voZZen GZeicbbereebtigung der Frau in Staat und Gemeinde
m Frage zu steZZen.

Pass die Schweizerin einen andern (Feg beschreiten muss, um zu
ihrem Fechte zu kommen, aZs den bisherigen von Mannes Gnaden, ist
kZar. ZParum verZangt man nicht bei den Fehörden die Gewährung der
voZZen GZeicZiberechfigung wenigstens an diejenigen Frauen, die diese
schri/tZich verZangen und die auch die /ür den Stimmbürger verZangten
FigenscZia/fen besitzen Man könnte dann auch nicht mehr das ja nocZi
7iie bewiese7ie Argument ins FeZd /ühren, die Frauen woZZten die Fechte
nicht. Fs wäre doch gar zu absurd, diese Fechte dem sie schri/tZich ver-
Zangenden Schweizerinnen zu verweigern, während jeder einigermassen
anständige Atisländer sie nach ewiigen Jahren ^(u/imfhaZt kaufen kann,
auch wenn er /ür unsere Institutionen keinerZei Interesse hat. ZFenn ma7?
sich schon damit einverstanden erkZärte, das Frauenstimmrecht stu/en-
weise einzuführen, dann we7iigstens au/ diese ZFeise, dass diejenigen
Frauen, die ihre gege7iwärtige tvürdeZose und unverdiente SteZZung im
Staat so bitter e7np/nden, wenigste7is die gZeiche MögZichkeit zur Frrin-
gung der Bürgerrechte erhaZten wie die Ausländer.

Pie gege7iwürtige 777),sich ere FeZtZ)7ge aZZein schon soZZte ^Instoss
genug sein, endZich aZZe Fräjte aucZi in unser7n Fände zu mobiZisieren, denn
nachdem ja MZe vom ScZiicfcsaZ des Fandes betrogen werden, ist es un-
si/777/g, die Pesc/iZüsse nur durch die eine FäZ/te /assen zu Zassen, die
FoZgen aber /ür .4ZZe wirksam zti machen. M. JFirfh.
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